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Vernehmlassung: 10.407 / 13.477 Pa. Iv. Prämienbefreiung für Kinder / KVG. Änderung der Prä-
mienkategorien für Kinder, Jugendliche und junge Erwachsene 

 

Sehr geehrter Herr Präsident, 
sehr geehrte Damen und Herren 

Die Bürgerlich-Demokratische Partei (BDP) bedankt sich für die Gelegenheit zur Stellungnahme in ob-
genannter Vernehmlassung. 

Zu den Gesetzesänderungen im Einzelnen nimmt die BDP wie folgt Stellung: 

1. Art. 16 Abs 5: BDP unterstützt Minderheit I 
 

Nach Einschätzung der BDP führte ein separater Risikoausgleich für Kinder zu einem grossen Mehr-
aufwand, weshalb die Minderheit I zu unterstützen ist. 

 

2. Art. 16a Entlastung: BDP unterstützt Mehrheit 

Im Sinne einer finanziellen Entlastung von Familien unterstützt die BDP die von der Mehrheit vorge-
schlagenen Anpassungen der Risikoausgleichszahlungen für 19 bis 25-Jährige und 26 bis 35-Jährige. 
Diese Massnahme bietet mehr Raum zur Entlastung jüngerer Versicherter als bei einer Beschränkung 
auf die Alterskategorie 19-25. 

3. Art. 61 Abs. 3: BDP unterstützt Mehrheit 

Die BDP unterstützt den Mehrheitsvorschlag, welcher sicherstellt, dass sich die Entlastung der jungen 
Erwachsenen und der 26- bis 35-Jährigen im Risikoausgleich auch auf die Prämien auswirkt. 

4. Art. 65 Abs. 1bis : BDP unterstützt Minderheit III 

Mit Rücksicht auf föderalistische Grundsätze sollen die Kantone selbst über die Höhe der Prämienver-
billigung entscheiden können. Deshalb und angesichts unklarer Kostenfolgen des Mehrheitsvor-
schlags unterstützt die BDP die Minderheit III. 

Wir danken für die Prüfung und Berücksichtigung unserer Anliegen. 

Freundliche Grüsse 

      

Martin Landolt       Rosmarie Quadranti 
Parteipräsident BDP Schweiz     Fraktionspräsidentin BDP Schweiz 
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Vernehmlassung: Pa. Iv. 10.407 «Prämienbefreiung für Kinder» / 13.477 «KVG. Ände-
rung der Prämienkategorien für Kinder, Jugendliche und junge Erwachsene»

Sehr geehrte Damen und Herren

Sie haben uns eingeladen, zur obengenannten Revision Stellung zu nehmen. Für diese Gelegen¬
heit zur Meinungsäusserung danken wir Ihnen bestens.

Allgemeine Bemerkungen

Die Schweiz hat eines der besten Gesundheitssysteme weltweit. Dies hat jedoch seinen Preis: Die
steigenden Krankenkassenprämien belasten die mittelständischen Familien. Vor allem jene, die
nicht von Prämienverbilligungen profitieren. Es darf nicht dazu kommen, dass Familien mit Sozial¬
leistungen mehr Geld zur Verfügung haben als Familien ohne. Das wäre eine verkehrte Welt. Die
CVP kämpft für die Entlastung der Familien im Mittelstand. Dieses Anliegen ist für uns sehr zentral!
Dementsprechend reichte 2010 Nationalrätin Ruth Humbel eine parlamentarische Initiative zur Prä¬
mienbefreiung für Kinder ein. Nachdem diese von beiden Kommissionen für soziale Sicherheit und
Gesundheit 201 1 angenommen wurde, hat eine Subkommission des Nationalrates die parlamen¬
tarische Initiative zusammen mit der parlamentarische Initiative Rossini „KVG. Änderung der Prä¬
mienkategorien für Kinder, Jugendliche undjunge Erwachsene" behandelt und eine Vorlage aus¬
arbeitet.

Der vorliegende Entwurf sieht zwei Massnahmen zur Entlastung der Kinder und jungen Erwachse¬
nen vor:

1 . Die Versichererwerden bei den Risikoausgleichzahlungen für junge Erwachsene entlastet,
indem sie neu nur 50 Prozent der Differenz zwischen den Durchschnittskosten aller Versi¬
cherten in den Risikoausgleich zahlen müssen. Diese Massnahme soll zu tiefere Prämien
für junge Erwachsene führen. Zudem wird eine neue Alterskategorie von 26 bis 35 Jahren
geschaffen.

2. Neu sollen die Prämien für Kinder und junge Erwachsene in Ausbildung, die in Haushalten
mit unteren und mittleren Einkommen leben, um mindestens 80 Prozent verbilligt werden
statt wie bisher um 50 Prozent.
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Bemerkungen zur ersten Massnahme

Die CVP unterstützt die Anpassungen im Risikoausgleich für junge Erwachsene. Die Aufsichtsbe¬
hörden müssen sicherstellen, dass die Einsparungen der Versicherer bei den Risikoausgleichzah¬
lungen effektiv zu tieferen Prämien für junge Erwachsene führen. Die CVP sieht aber keinen Mehr¬
wert bei der Schaffung einer neuen Alterskategorie von 26 bis 35 Jährige und lehnt dementspre¬
chend diese Massnahme ab.

Bemerkungen zur zweiten Massnahme

Die neue Prämienverbilligung von mindestens 80 Prozent für Kinder begrüsst die CVP, auch wenn
das ursprüngliche Ziel der Partei eine gänzliche Prämienbefreiung der Kinder und damit eine Ent¬
lastung mittelständischer Familien nicht erreicht wird. Immerhin werden Familien in unteren- und
mittleren Einkommensschichten stärker entlastet.

Die CVP lehnt eine Prämienverbilligung von 80 Prozent für junge Erwachsene in Ausbildung ab.
Alle Jugendlichen bekommen mit dieser Vorlage eine generelle Prämienreduktion, im Gegensatz
zu den Kindern. Eine „doppelte" Entlastung für Jugendliche ist dementsprechend nicht angezeigt.

Wir danken Ihnen für die Möglichkeit zur Stellungnahme und verbleiben mit freundlichen Grüssen

CHRISTLICHDEMOKRATISCHE VOLKSPARTEI DER SCHWEIZ

Sig. Christophe Darbellay Sig. Béatrice Wertli
Präsident CVP Schweiz Generalsekretärin CVP Schweiz
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Änderung Prämienkategorien 

 

10.407 / 13.477. Parlamentarische Initiativen „Prämienbefreiung für Kinder“ /  

„KVG. Änderung der Prämienkategorien für Kinder, Jugendliche und junge Erwachsene 

Vernehmlassungsantwort der FDP.Die Liberalen 
 

Sehr geehrte Damen und Herren 
  
Für Ihre Einladung zur Anhörung oben genannter Vorlage danken wir Ihnen. Gerne geben wir Ihnen im 
Folgenden von unserer Position Kenntnis. 
 
FDP.Die Liberalen unterstützt das Ziel, KVG-Prämien über die Altersgruppen risikogerechter auszugestal-
ten. Die vorgeschlagene Regelung für die Altersklassen 19-25 und 26-35 würde Familien in der obligatori-
schen Krankenversicherung finanziell entlasten und damit einen wichtigen Beitrag an die Generationenso-
lidarität innerhalb der Sozialwerke leisten. Die damit verbundenen Erhöhungen der Prämien ab 36 Jahren 
können, wo die Kantone dies wünschen, mit den freiwerdenden Mittel aus den Prämienverbilligungen auf-
gefangen werden. Die zusätzlich vorgeschlagene kantonale Vorgabe, die Prämien für untere und mittlere 
Einkommen um mindestens 80% zu verbilligen, lehnt die FDP aber angesichts der gegenwärtigen Entwick-
lungen (Budgets, Demographie) ab.  
 
1. Angepasster Risikoausgleich für die Gruppen der 19 bis 25 und 26 bis 35-Jährigen 

Die FDP unterstützt die vorgeschlagenen Anpassungen der Risikoausgleichszahlungen für 19 bis 25-Jäh-
rige und 26 bis 35-Jährige. Die Einführung der Kategorie „26 – 35-Jährige“ bildet eine weitere Abstufung 
hin zu risikogerechteren Prämien und entlastet die ohnehin schon belastete Solidarität zwischen den Ver-
sicherten. Der Generationenvertrag sollte nicht noch weiter strapaziert werden. Deshalb stimmt die FDP 
dem Vorentwurf der SGK-N zu und lehnt die Forderung der Minderheit II ab. 
 
2. Risikoausgleich für Kinder 

Die FDP steht der Einführung eines Risikoausgleichs für Kinder kritisch gegenüber. Gemäss Rückfrage bei 
der „Gemeinsamen Einrichtung KVG“ wäre ein zusätzlicher Risikoausgleich mit erheblichem Zusatzauf-
wand (Datenerhebungen, Berechnungen etc.) sowie entsprechenden Kosten verbunden. Bei der Einfüh-
rung eines Risikoausgleichs unter Kindern wäre es aber wichtig, dass sich Kosten und Nutzen die Waag-
schale halten. Die FDP unterstützt deswegen die Minderheit I. 

 
3. Verbilligung der Prämien um mindestens 80% 

Die Erhöhung der Prämienverbilligung für Kinder und junge Erwachsene für untere und mittlere Einkommen 

auf mindestens 80% lehnt die FDP ab. Eine derart hohe Verbilligung löst gemäss erläuterndem Bericht 

Mehrkosten in nicht-bezifferbarer Höhe für die Kantone aus - eine kostenneutrale Umsetzung ist nicht mög-

lich. Zudem wird die Prämienbelastung für die Altersgruppen der 19 bis 25 und 26 bis 36-jährigen bereits 

im Rahmen dieser Vorlage gesenkt. In finanziell schwierigen Zeiten sollten die Kosten nicht noch zusätzlich 

erhöht und ein gewisser Spielraum für die Kantone gewahrt werden.  
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Die Kantone sollen frei entscheiden können, ob sie mit den Einsparungen höhere Prämienverbilligungen 
finanzieren wollen, oder ob sie die eingesparten Gelder anders einsetzen. Die FDP unterstützt deswegen 
Minderheit III. 
 
 
Wir danken Ihnen für die Gelegenheit zur Stellungnahme und die Berücksichtigung unserer Argumente. 
 
 
Freundliche Grüsse 
 

FDP.Die Liberalen 

Der Präsident    Der Generalsekretär 

 

 

 
Philipp Müller  Samuel Lanz 
Ständerat 
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10.407 / 13.477 Pa. Iv. Prämienbefreiung für Kinder / KVG. Änderung der Prämienkategorien für 
Kinder, Jugendliche und junge Erwachsene  
Stellungnahme Schweizerischer Gemeindeverband 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren 
 
Mit Schreiben vom 23. November 2015 haben Sie dem Schweizerischen Gemeindeverband (SGV) das 
oben erwähnte Geschäft zur Stellungnahme unterbreitet. Für die Gelegenheit uns aus Sicht der rund 
1‘600 dem SGV angeschlossenen Gemeinden äussern zu können, danken wir Ihnen.  
 
Die Vorlage hat zum Ziel, Familien in der obligatorischen Krankenpflegeversicherung finanziell zu 
entlasten. Einerseits ist eine Änderung der Prämienkategorien für Kinder, Jugendliche und junge 
Erwachsene vorgesehen. Andererseits sollen die Prämien für Kinder und junge Erwachsene in 
Ausbildung, die in Haushalten mit unteren und mittleren Einkommen leben, stärker verbilligt werden. Die 
Prämienlast besonders für junge Erwachsene zwischen 19-25 Jahren ist seit 2002 stark angestiegen.  
Vor dem Hintergrund, dass die meisten Jugendlichen unter 20 Jahren noch in der Ausbildung sind und 
deren Eltern für die Prämien aufkommen, belastet dies zahlreiche Familien.   
 
Der Schweizerische Gemeindeverband begrüsst die Stossrichtung der Vernehmlassungsvorlage. Heute 
tragen die Familien ein grösseres Armutsrisiko als der Bevölkerungsdurchschnitt. Davon sind Haushalte 
mit nur einem Elternteil und Familien mit vielen Kindern besonders stark betroffen. Auch wenn die 
skizzierten Massnahmen die Gemeinden nicht direkt tangieren, ist die kommunale Ebene interessiert 
daran, diese Familien zu entlasten. Denn gerade in wirtschaftlich angespannten Zeiten, wenn die 
Rahmenbedingungen nicht ausreichen, sind die Gemeinden mit den Folgen konfrontiert, insbesondere 
im Rahmen der Sozialhilfe. Auf eine weiterführende Stellungnahme verzichtet der Schweizerische 
Gemeindeverband.  
 
Wir danken Ihnen für die Kenntnisnahme. 

Freundliche Grüsse 
Schweizerischer Gemeindeverband 

Präsident   Direktor 
 
   
 
Hannes Germann   
Ständerat   Reto Lindegger 
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